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Abstimmungsfrage
Auf Ihrem Stimmzettel werden Sie gefragt: 

Stimmen Sie der Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) zu?

Empfehlung an die Stimmberechtigten
Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Initiative abzulehnen und am 
27. September 2020 wie folgt zu stimmen:

Nein zur formulierten Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) 

Der Einwohnerrat hat die formulierte Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) am 9. Dezember 2019 mit 21:18 Stimmen abgelehnt.
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Das Wichtigste in Kürze

Ausgangslage
Am 25. Juni 2018 reichte die SP Binningen die formulierte Initiative «Binninger Boden 
behalten» (Bodeninitiative) ein. Der Einwohnerrat lehnte die Initiative am 9. Dezember 
2019 mit 21:18 Stimmen ab, weshalb sie gemäss § 8 Abs. 2 Gemeindeordnung der Volks-
abstimmung unterstellt wird.

Was will die Initiative?
Die formulierte Initiative verlangt die Einschränkung der Kompetenzen zur Veräusserung 
von Immobilien der Gemeinde. Betroffen sind die Immobilien des Finanzvermögens, nicht 
des Verwaltungsvermögens. Immobilien sollen nur veräussert werden dürfen, wenn ein 
entsprechender Ersatz erworben wird. Die Gemeinde soll, im Durchschnitt über 5 Jahre 
gerechnet, nicht mehr Immobilien veräussern, als sie selber wieder erwirbt. Damit soll 
der Gemeinderat zu einer aktiven Bodenpolitik verpflichtet und der Erwerb von Immobi-
lien im Finanzvermögen gefördert werden. Die Initiative fordert eine dahingehende Än-
derung des Finanzreglements der Gemeinde Binningen.

Standpunkte von Gemeinderat und Einwohnerrat
Der Gemeinderat lehnt die Bodeninitiative ab. Er ist der Ansicht, dass sie den Handlungs-
spielraum der Gemeinde zu stark einschränkt und ihn zwingt, Immobilien zu behalten und 
zu unterhalten, obwohl er sie für die Aufgabenerfüllung nicht braucht und sie auch keine 
sinnvolle Rendite erwirtschaften. Der Unterhalt dieser nicht benötigten Immobilien be-
lastet den Steuerzahler über Gebühr. Auch die für den Fall der Einschränkung vorgesehe-
ne Flächenbilanz über 5 Jahre erachtet der Gemeinderat als nicht handhabbar, zumal nur 
Immobilien innerhalb derselben Zone miteinander verglichen werden dürfen. Binningen 
ist für ein solches Flächenmanagement schlicht zu klein.

Der Einwohnerrat hat die Bodeninitiative am 9. Dezember 2019 mit 21:18 Stimmen ab-
gelehnt. Die Argumente dafür und dagegen finden sich bei den Details zur Vorlage. 
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Die Vorlage im Detail

Zustandekommen und Behandlung der Volksinitiative
Am 25. Juni 2018 reichte die SP Binningen die formulierte Initiative «Binninger Boden 
behalten» (Bodeninitiative) ein. Die Gemeindeverwaltung erklärte die Initiative nach ent-
sprechender Prüfung für gültig und publizierte dies am 5. Juli 2018.
Der Einwohnerrat hat die Initiative am 9. Dezember 2019 für gültig befunden, sie inhalt-
lich aber mit 21:18 Stimmen abgelehnt.
Das Initiativbegehren ist nun gemäss § 123 Abs. 2 Gemeindegesetz und § 8 Abs. 2 Ge-
meindeordnung der Urnenabstimmung zu unterstellen. Da der Einwohnerrat darauf ver-
zichtet hat, einen Gegenvorschlag zu erarbeiten, wird einzig über die eingereichte Initia-
tive abgestimmt.

Um welche Immobilien geht es bei der Initiative?
Die Bodeninitiative nimmt Einfluss auf die gemeindeeigenen Immobilien. Sie hat insbe-
sondere Auswirkungen auf die Immobilien des Finanzvermögens. 
Unter dem Begriff Immobilien versteht man bebaute und unbebaute Grundstücke sowie 
Liegenschaften. Bei den gemeindeeigenen Immobilien unterscheidet man zwischen Im-
mobilien des Verwaltungsvermögens und Immobilien des Finanzvermögens.
Die Immobilien des Finanzvermögens dienen dem Zweck der Sicherstellung von strate-
gischen Reserven, der Standortentwicklung und einer marktkonformen Bewirtschaftung 
(z.B. Wohn- und Gewerbeflächen, unbebaute Parzellen). Das Finanzvermögen umfasst 
diejenigen Sachwerte, die ohne Beeinträchtigung der öffentlichen Aufgabenerfüllung 
veräussert werden können.
Die Immobilien des Verwaltungsvermögens umfassen diejenigen Sachwerte, die der 
öffentlichen Aufgabenerfüllung dienen und damit auch der Standortentwicklung und 
-attraktivität (z.B. Schulen, öffentliche Betriebs- und Verwaltungsgebäude). Das Verwal-
tungsvermögen kann folglich nicht veräussert werden, ohne die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben zu beeinträchtigen. 

Wie regelt die Gemeinde die Immobiliengeschäfte aktuell?
Die Vorgaben und finanziellen Kompetenzen betreffend Liegenschaftskäufe und -verkäu-
fe sind heute abschliessend in der Gemeindeordnung und im Finanzreglement geregelt. 
Demnach bestehen für den Gemeinderat betragsmässige Limiten im Einzelfall und in der 
Summe übers Jahr. Werden diese Werte überschritten, sind entsprechende Immobilien-
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geschäfte durch den Einwohnerrat oder durch das Volk (obligatorisches Referendum) zu 
beschliessen. 
Die Gemeinde Binningen besitzt verhältnismässig viele Immobilien, besonders im Be-
reich des Finanzvermögens. Der Unterhalt dieser Immobilien lässt sich nicht gänzlich 
aus dem generierten Ertrag finanzieren, weshalb sie eine Belastung für den Steuerhaus-
halt sind. Der Gemeinderat nimmt dabei aber seine Verantwortung wahr, die finanziellen 
Ressourcen für die Immobilien haushälterisch einzusetzen und diese zukunftsfähig zu 
machen. 
Im Rahmen der sich derzeit in Beratung befindlichen Immobilienstrategie hat der Ge-
meinderat vorgegeben, dass Erlöse aus dem Verkauf von Finanzvermögen wieder in 
dieses reinvestiert werden. Es soll also kein Geld aus Landverkäufen für sachfremde 
Zwecke eingesetzt werden. 
Dies bedeutet, dass der Erlös zwingend in das Immobilien-Portfolio refinanziert wird für 
Ankäufe, Instandstellung, Um-, An-, Aus- oder Neubauten.
 

Was geschieht bei einer Annahme der Initiative?
Stimmt das Volk der formulierten Initiative zu, wird das Finanzreglement entsprechend 
angepasst. Die Gemeinde wäre künftig nicht mehr frei, ihre Immobiliengeschäfte zu tä-
tigen. Sie müsste bei jedem Verkauf darlegen, wie sie die Vorgaben der Flächenneutrali-
tät einzuhalten gedenkt. Unklar ist, welche Sanktionen greifen, wenn die Gemeinde die 
Vorgabe nicht einhält.
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Stellungnahme des Initiativkomitees 

Ja zu einer nachhaltigen Bodenpolitik – Nein zur Spekulation mit Ge-
meindeliegenschaften
Binningen verfügte traditionell über einen umfangreichen Bodenbesitz und hat viel Land 
im Baurecht an Genossenschaften abgegeben. Dies hat es zahlreichen jungen Familien 
ermöglicht, nach Binningen zu ziehen. Die Gemeinde profitiert jedes Jahr von beacht-
lichen Einnahmen aus dem Baurechtszins, für die sie keinerlei Leistung erbringen muss. 

In den vergangenen Jahren hat Binningen jedoch mehrfach grosse Landanteile verkauft, 
um seine Finanzen zu sanieren. Der Gemeinderat plant etliche weitere Verkäufe. Diesen 
Ausverkauf von Heimat will die Initiative «Binninger Boden behalten» verhindern.
Der Initiativtext entspricht dem gemässigten Gegenvorschlag, den der Regie-
rungsrat in Basel der ersten Bodeninitiative gegenüberstellen wollte und der 
dann als «Neue Bodeninitiative» vors Volk kam und mit 67 Prozent Jastimmen 
angenommen wurde.
 
•	 Binninger Boden behalten: In der heutigen Zeit ist Boden ein äusserst wert-

volles Gut, das ständig an Wert gewinnt.
•	 Binningen gestalten: Der Landbesitz garantiert, dass wertvoller Boden auch 

für zukünftige Generationen als Wohn-, Erholungs- und Gewerberaum sowie 
für neue Bauvorhaben wie Schulen und Altersheime verfügbar ist.

•	 Binningen braucht Boden: Schon heute fehlt bei Schulen, Kindergärten und 
der Gemeindeverwaltung Raum. So arbeitet die Bildungsabteilung in Räumen, 
die für 60’000 Franken pro Jahr zugemietet werden. Und viele Kinder werden 
in teuren Provisorien unterrichtet.

•	 Privateigentum gesichert: Mit der Bodeninitiative wird kein Boden ver-
staatlicht. Sie verlangt lediglich, dass die Gemeinde mit ihrem jetzigen Land-
besitz verantwortungsbewusst umgeht. Somit wird die Gemeinde nicht in den 
privaten Wohnungsmarkt eingreifen.

•	 Kein Verkaufsverbot: Die Gemeinde kann, wo dies sinnvoll erscheint, wei-
terhin Boden verkaufen, wenn sie innert fünf Jahren gleichwertiges Land er-
wirbt. In den letzten Jahren hat sie interessante Kaufmöglichkeiten nicht ge-
nutzt, etwa die alte Bezirksschreiberei oder Parzellen beim Spiesshöfli.
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•	 Wertvoller Boden: Boden nimmt an Wert zu, insbesondere in Gemeinden mit 
geringen Landreserven. Bevölkerungswachstum und Negativzinsen erhöhen 
den Druck auf die Bodenpreise. Deshalb verbieten steuergünstige Gemeinden 
wie Wollerau SZ oder der Stadtstaat Singapur jeglichen Landverkauf und ge-
ben den Boden nur im Baurecht ab.

•	 Lohnende Investition: Der Gemeinderat betrachtet in seiner Immobilienstra-
tegie in erster Linie die hohen Kosten. Dagegen sehen private Investoren in 
Liegenschaften vor allem lohnende Investitionen, die eine regelmässige Ren-
dite bringen. Langfristig bringen Zins und Miete deutlich mehr Geld ein als 
Verkauf.

•	 Sanierungen ohne Verkäufe möglich: Wie jeder Private kann die Gemein-
de für Sanierungen eine derzeit sehr günstige Hypothek aufnehmen und diese 
durch den Mehrwert und die höheren Mieteinnahmen wieder abzahlen.

•	 Baurecht rentiert dreifach:

	– Sämtliche Arbeiten und Investitionen tätigt der Baurechtnehmer.
	– Die Gemeinde erhält regelmässige Einnahmen aus Miet- und Baurechtszinsen. 

Würden sie wegfallen, müsste man den Steuerfuss andauernd um zwei bis 
drei Prozent erhöhen. 

	– Die Gemeinde bleibt Besitzerin und entscheidet nach Ablauf des Vertrages 
über die weitere Verwendung des Landes.
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•	 Mitreden und der Spekulation entziehen: Geben wir Land im Baurecht ab, 
können wir mitentscheiden, wie gebaut wird. Geben wir es an Genossenschaf-
ten ab, entziehen wir es der Spekulation und schaffen günstigen Wohn- und 
Arbeitsraum.

	– Dies ermöglicht es mancher Familie, ohne Sozialhilfe zu leben.
	– Dies hilft, den zunehmenden Bedarf an bezahlbaren Wohnungen für ältere 

Menschen zu decken.
	– Dies verhilft dem Kleingewerbe zu günstigem Raum für Handwerk, Dienst-

leistung und Verkauf.

Binningen gibt 82’000 m2 Land im Baurecht ab. Dies sind nicht einmal zwei Pro-
zent der Gemeindefläche. Schon jetzt bleibt also nicht viel Raum zum Gestalten. 
Diesen müssen wir unbedingt behalten, damit zukünftige Generationen noch 
Handlungsspielraum haben. Deshalb empfehlen wir: 

Ja zur Initiative «Binninger Boden behalten».

Formulierte Initiative «Binninger Boden behalten» (Bodeninitiative)� 9



Stellungnahme des Gemeinderats
Der Gemeinderat lehnt die Bodeninitiative ab, da die Annahme finanzielle Folgen haben 
wird, welche sich ungünstig auf die öffentlichen Aufgaben auswirken werden. Die Ge-
meinde verfügt heute über ein überproportional grosses Portfolio im Finanzvermögen und 
hat bereits jetzt Probleme, die Instandhaltung und Instandsetzung zu finanzieren. 

Die in der Initiative verankerten Vorgaben zum Landabtausch provozieren eine Ansamm-
lung von Land, das nicht sinnvoll genutzt werden kann und deshalb auch keine selbst-
tragende Rendite abwirft. Dies macht keinen Sinn. Die Gemeinde sollte zudem nicht in 
den privaten Bodenmarkt eingreifen, wo gar kein Bedarf besteht. 

Der Gemeinderat vermisst bei der Bodeninitiative umfassende strategische und operati-
ve Zielsetzungen. Mit bestehenden Baurechten steht bereits umfangreicher und kosten-
günstiger Wohnraum für Genossenschaften zur Verfügung. An diesen hält der Gemeinde-
rat fest und er wird den Ausbau von bedarfsgerechtem Wohnraum für alle Alters- und 
Einkommensklassen im Rahmen von Arealentwicklungen fördern.

Der Gemeinderat möchte die konkret anstehenden kommunalen Aufgaben mit dem dar-
aus hervorgehenden Landbedarf bearbeiten, Projekte realisieren sowie Immobilien nach-
haltig bewirtschaften. Dieses Vorgehen ist in der im Einwohnerrat hängigen Immobilien-
strategie abgebildet, welche der Gemeinderat inhaltlich der Bodeninitiative vorzieht. 

Liegenschaften resp. Parzellen ohne strategischen Nutzen hinsichtlich Lage und Grösse 
müssen aus Sicht des Gemeinderats weiterhin veräusserbar sein, um notwendige Re-
investitionen in den Immobilienbestand und in Entwicklungsareale leisten zu können. 
Damit will die Gemeinde auch städtebaulich hochwertige Akzente setzen.

Der Gemeinderat ist gegen Immobilienspekulationen. Durch das in der Immobilienstra-
tegie vorgesehene Prinzip der Reinvestition in das eigene Portfolio werden diese für die 
Gemeinde ausgeschlossen.
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Die Bodeninitiative spricht sich gegen den Verkauf von Liegenschaften im Finanzvermö-
gen aus, auch wenn diese für die Gemeinde ohne nachgewiesenen strategischen Nutzen 
sind und den Gesamthaushalt bereits heute belasten. Dafür kann der Gemeinderat kein 
Verständnis aufbringen. Auch nicht für den Vorwurf des Ausverkaufs von Boden. Die 
Gemeinde besitzt rund 93‘000 m2 Grundstücksfläche im Finanzvermögen. Davon werden 
82‘000 m2 im Baurecht vergeben. Der Gemeinderat verfolgt die Strategie, sich von klei-
nen einzelnen Flächen zu trennen und grosse, zusammenhängende Flächen zu erwerben 
(z.B. Spiesshöfli). 

Die Bodeninitiative macht keine qualifizierte Aussage zur Finanzierbarkeit und zu den 
wirtschaftlichen Folgen. Es liegt nicht im Interesse des Gemeinwohls, mit Immobilien 
aus dem Finanzvermögen ohne strategischen Nutzen den Haushalt zu belasten. Der Ge-
meinderat will bei den Investitionen den Fokus auf die Kernaufgaben richten. 

Die Gemeinde betreibt bereits heute eine nachhaltige Bodenpolitik. Eine schwierig hand-
habbare Bodenverwaltung mit Vorgaben zum Landabtausch und einer daraus hervorge-
henden Ansammlung von Land, wie sie die Bodeninitiative fordert, ist nicht zielführend. 
Vielmehr würde sie eine positive Standortentwicklung verhindern. 

Der Gemeinderat ist davon überzeugt, mit einer massgeschneiderten Immobilienstrate-
gie und dazugehörenden Massnahmenpaketen den Gemeindeboden langfristig und im 
Interesse des Gemeinwesens professionell und optimiert bewirtschaften zu können. Er 
stützt sich dabei auch auf eine detaillierte Analyse zur Finanzierbarkeit des künftigen 
Immobilienportfolios.

Der Gemeinderat empfiehlt deshalb den Stimmberechtigten, die Initiative abzulehnen 
und wie folgt zu stimmen:

Nein zur formulierten Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) 
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Beratung im Einwohnerrat 
Der Einwohnerrat hat die Bodeninitiative anlässlich der Sitzung vom 9. Dezember 2019 
beraten. Die Argumente für und gegen die Zustimmung zur Initiative können aus der Ge-
schäftsberatung wie folgt zusammengefasst werden:

Pro
	– Der Besitzstand des gemeindeeigenen Bodens, welcher vorhanden ist, soll 

gewahrt werden.
	– Binninger Boden soll auch für die zukünftigen Generationen erhalten blei-

ben.
	– Landreserven sollen auch für zukünftige Nutzungen ausreichend zur Ver-

fügung stehen, auch wenn diese heute noch nicht erkennbar sind.
	– Die Liegenschaften der Gemeinde lassen sich durchaus rentabel gestal-

ten, wenn mehr darin investiert wird.
	– Dank dem Finanzvermögen kann es sich die Gemeinde leisten, Liegen-

schaften im Baurecht zu vergeben und hiermit zahlbaren Wohnraum zu 
ermöglichen. Ein privater Investor wird dies nicht tun.

	– Land sollte behalten werden, weil die strategischen Reserven der Gemein-
de Momentaufnahmen sind.

	– Die Bodeninitiative beabsichtigt keine Planwirtschaft. Es geht um den Um-
gang mit der wertvollen Ressource Land.

	– Die Möglichkeiten bei Finanzierung der notwendigen Investitionen er-
schöpfen sich nicht im Verkauf der Landreserven.

Der Einwohnerrat hat die formulierte Initiative «Binninger Bo-
den behalten» (Bodeninitiative) am 9. Dezember 2019 mit 21:18 
Stimmen abgelehnt sowie auf die Ausarbeitung eines Gegen-
vorschlags verzichtet.
Ausführliches Einwohnerratsprotokoll unter:
www.binningen.ch > Politik > Einwohnerrat > Einladungen, 
Beschlüsse, Protokolle 2019 > Sitzung vom 9.12.2019
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Contra:
	– Die Gemeinde möchte keine Immobilien verkaufen, welche einen positiven 

Nutzen für die Entwicklung der Gemeinde darstellen. Mögliche Verkaufs-
erlöse sollen wieder in Immobilien investiert werden und bleiben damit im 
Wertkreislauf erhalten.

	– Die Bodeninitiative stellt einen massiven Eingriff in den privaten Boden-
markt dar und würde die Veräusserung von gemeindeeigenen Liegenschaf-
ten unnötig erschweren.

	– Die Bodeninitiative schränkt mit den Vorschriften die Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gemeinde zu sehr ein und ist in gewissen Punkten gar nicht 
umsetzbar, zum Beispiel beim verlangten Flächenausgleich in identischen 
Zonen.

	– Binningen hat eine langjährige Tradition mit der Vergabe von Baurechten, 
insbesondere an Wohngenossenschaften, an der die Gemeinde festhält 
und welche sogar weiter ausgebaut werden soll.

	– Die Bodeninitiative hat ein Preisschild. Die Bewirtschaftung von Immo-
bilien erfordert Investitionen. Die Gemeinde muss Prioritäten setzen und 
die begrenzten finanziellen Mittel im Sinne des Allgemeinwohls optimal 
einsetzen.

	– Die Gemeinde muss sich ihre Immobilien leisten können. Zukünftige Gene-
rationen dürfen nicht mit hohen Schulden belastet werden. 

	– Wenn die anstehenden Grossinvestitionen von 100 Mio. Franken über die 
laufende Rechnung finanziert werden müssen, dann geht der Steuerfuss 
um einige Prozente nach oben.
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Initiativtext

Formulierte Initiative

«Binninger Boden behalten»

Die unterzeichnenden, in Binningen stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger verlangen gestützt auf § 7 der Gemeindeordnung Binningen, dass das Finanz-
reglement der Gemeinde Binningen wie folgt geändert wird:

§ 8a Zuständigkeit des Gemeinderates im Bereich Immobilien
Der Gemeinderat übt seine Kompetenz im Rahmen von § 44 Absatz 1 Buchstaben b) 
und c) der Gemeindeordnung Binningen unter Vorbehalt von §§ 8b und 8c aus.

§ 8b Erwerb und Veräusserung von Immobilien
Der Gemeinderat betreibt eine aktive Bodenpolitik und fördert den Erwerb von Im-
mobilien.

§ 8c Veräusserungseinschränkungen
1 Gemeindeeigene Immobilien, die in der Gemeinde Binningen liegen, werden grund-

sätzlich nicht veräussert, können Dritten jedoch insbesondere im Baurecht zur Nut-
zung überlassen werden.

2 Zulässig ist eine Veräusserung, wenn die Nettoveränderung von vergleichbaren Im-
mobilien jeweils über 5 Jahre ausgeglichen oder positiv ausfällt.

3 Vergleichbar sind Immobilien innerhalb derselben Bauzone und Immobilien ausser-
halb der Bauzonen.

4 Die Nettoveränderung berechnet sich aus der Grundstücksfläche von erworbenen 
abzüglich derjenigen von veräusserten Immobilien. Abgaben im Baurecht werden 
dabei nicht berücksichtigt.

Übergangsbestimmung:
Vorstehende Bestimmungen treten sofort nach ihrer Annahme durch die Stimmbe-
rechtigten in Kraft.
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Rechtsmittelbelehrung Abstimmungs­
unterlagen
Gemäss §§ 83 und 88 des Gesetzes vom 7. September 1981 über die politischen Rechte 
(SGS 120) (GpR) stehen bei kantonalen Wahlen und Abstimmungen folgende Rechts-
mittel zur Verfügung:

Wegen Verletzung des Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung und Durch-
führung von Abstimmungen und Wahlen kann beim Regierungsrat Beschwerde erhoben 
werden. 

Beschwerden an den Regierungsrat sind innert drei Tagen seit der Entdeckung des Be-
schwerdegrunds bzw. seit der Eröffnung der Verfügung bei der Landeskanzlei, Rathaus-
strasse 2, 4410 Liestal, einzureichen, spätestens jedoch am dritten Tag nach der ord-
nungsgemässen Veröffentlichung des Ergebnisses im Amtsblatt.

Beim Kantonsgericht kann Beschwerde erhoben werden gegen Verfügungen, Handlun-
gen und Unterlassungen des Regierungsrats wegen Verletzung des Stimmrechts oder 
wegen mangelhafter Vorbereitung und Durchführung von Abstimmungen und Wahlen 
sowie gegen Verfügungen der Landeskanzlei nach dem GpR.

Beschwerden an das Kantonsgericht sind innert drei Tagen seit Eröffnung des Entscheids 
bzw. der Verfügung dem Kantonsgericht (Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht), 
Bahnhofplatz 16, 4410 Liestal, einzureichen.
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Wahllokal

Standort
Gemeindeverwaltung, Curt Goetz-Strasse 1

Öffnungszeiten
Sonntag, 27. September 2020, 9.00 bis 11.00 Uhr

Abstimmungsfrage
Auf Ihrem Stimmzettel werden Sie gefragt: 

Stimmen Sie der Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) zu?

Empfehlung an die Stimmberechtigten
Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Initiative abzulehnen und wie 
folgt zu stimmen:

Nein zur formulierten Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative)

Der Einwohnerrat hat die formulierte Initiative «Binninger Boden behalten» 
(Bodeninitiative) am 9. Dezember 2019 mit 21:18 Stimmen abgelehnt.

Impressum
Herausgegeben von der Gemeinde Binningen
Redaktionsschluss: 17. März 2020
Auflage: 10’000 Exemplare


